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f n Durchsetzung des Besch S’lchlÄ • 

if äs 1 Sä: ää:: 

h«iÄÄ iS sssüS- 

der Staatsgeheimnisse darzustellen. 


Dieses Material ist in Venbindong »it demjchreibe^ 
Schutz^er^Staat^gbheimnisee d.r DDR als Grandlage 
H»S SSÄSi " SSzeSh Dab|fsind, 

stellen und durchzusetzen. 


mmmmmmmärmM 




ffjWg lÖiglrö raSn LesiE QerAÜgaBen von 


SpTönsge£bwehr~und_GeEeTnmieschuts herauszuar. 




zubeziehen, wie 


' 416 °Ä3Sg“n STSSÄ?*.»'fohätz 

der^Staa tage heinmisse 11 (WS B 430 - 1903/87), 


' sssäs? 

und Technik", 

das Informationsmaterial für die Öffentlichkeits¬ 
arbeit S. 3/86 "Sicherheit, Ordnung, Diszipim 
und Geheimnisschütz - ein gesamtgesellsch 
liches Anliegen" und 


- das In: ^° ri:na p /g^^Reise- 1 un^Auslandskader - im 
Fadenkreuz imperialistischer Geheimdienste . 

Durch die Diensteinheiten des ^^^^e^Grundsätze- 
effektive und konsequente Umsetzung Ra hmen- 

zum Schutz der Staatsgeheimnisse aowi^^ tagtägli . 

Arbeit Einfluß zu nehmen. 

Ebenso bildet dieses Material exne^Grundlage^ e _ 

das Zusammenwirken mit den iis t ers ^ der Durch- 
mäß der DA Nr.-^Maßnahmen zum Geheimnisschutz, 
führung zweckmäßig , der Grundsätze in allen 

^„p| f gaSda 1 fuS e SS r i» m laaohdtz tu unt.ratUtzan. 
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1. Die staatsrechtliche Bedeutung der Grundsätze 
zum Schutz der Staatsgeheimnisse und ihre Zu¬ 
sammenhänge zu den Dienstanweisungen Nr. 6/ 3 
und 1/87 bei der einheitlichen Losung der Auf- 
gaben von Spionageabwehr und Geheimnisschutz— 


Am 15. 1. 1987 hat der Ministerrat die Grundsätze 
zum Schutz der Staatsgeheimnisse der DDR beschlos¬ 
sen und die Rahmennomenklatur für Staatsgeheim¬ 
nisse bestätigt, welche der Minister für Staats- 
Sicherheit am 30. 1 • 1987 erlassen hat* 

Diese Dokumente traten am 1 . 3« 1987 in Kraft und 
sind auf die Realisierung der Beschlüsse des 
XI. Parteitages der SED gerichtet. Sie entsprechen 
der strategischen Linie der Partei. 

Der Beschluß und die Grundsätze bilden eine Ein- 
heit, sie legen die staatlichen Aufgaben für alle 
Staatsorgane S und Betriebe zum Schutz der Staatsge- 
heimnisse^er DDR und ihrer Verbündeten fest. Die 
Grundsätze sind rechtsverbindlich für alle Staats¬ 
organe/Betriebe und für die Schutz- und Sicherheits¬ 
organe zur einheitlichen Führung und Organisation^ 
des Schutzes der Staatsgeheimnisse der DDR* 

Mit den Grundsätzen werden qualitativ neue Anfor¬ 
derungen an die Leiter der Staatsorgane und Betrie¬ 
be sowie die Diensteinheiten des MfS gestellt. 

Es geht vor allem darum, stärker als bisher den 
Schutzprozeß der Staatsgeheimnisse und der Geheim¬ 
nisträger einheitlich , durchgängig und komplex zu 
gestalten. * 

Die Grundsätze sind auch für das MfS zur Erhöhung 
der vorbeugenden Verhinderung, A |9 f Geckung und Be¬ 
kämpfung aller gegen die DDR gerichteten Aktivi- 
täten der imperialistischen Geheimdienste, Staats- 

schutzörgane, entsprechenden Struktureinheiten in 

Konzernen, in staatlichen und wirtschaftlichen 
Einrichtungen und in politischen Parteien etc. an- 
zuwenden. 

In den Grundsätzen ist festgelegt, daß der Schutz 
der Staatsgeheimnisse durch den sozialistischen 
Staat im Rahmen seiner Sicherheitspolitik organi- 
tlTrl Sd gewährleistet wird. Das heißt, der Schutz 
q+QA + flo-eheimnisse wird durch eine Vielzahl 
staatlicher Maßnahmen und Aktivitäten unter Führung 
der Partei und mit Hilfe des sozialistischen Rechts 
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Gebiet zu erreichen. 


1.1. zum Schutz von Staats- und Parteigehelmnisaen 


sationei^die^mpf ehlung 

der SED" beschlossen. Sie tnxx am 
Kraft. 

rsss-i» 

Se?“e?tSglbarSS'den Richtlinie umfaßt^daa^^ 

Zentralkomitee, die zentral'greisleitungen und 

ar^SJk^n B dlflrrtS a p r re e!jiejlt euch 

eekretäre^r/der/staatsorganei^und^Betrieben. 

Sä ?»ilhfif dÄ.im^^ ln Ä e8t ’ 

Sfi^dieSer Grundlage trlassenen Regelungen 

Sssrir tfcs a*sssr 

tungen der ZENTRAG und DEWAG zu. 
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Die Richtlinie definiert Parteigeheimnisse als 
Informationen, die für die Entwicklung und Festi- 
der DDR ind der sozialistischen Staatenge¬ 
meinschaft, die Sicherung der führenden Rolle der 
"PA-rtei bedeutsam sind und deren Geheimhaltung einen 
gesellschaftlichen Vorteil ermöglicht bzw. zur Ver¬ 
hinderung von Gefahren, Schäden, Störungen und 
anderen Nachteilen beiträgt. Sie werden in die Ge¬ 
heimhaltungsgrade GKdos, GVS und WS eingestuft. 

Staatsgeheimnisse der Staatsorgane und Betriebe ^ 
werden S in den Parteiorganen nach der Richtlinie des 
Zentralkomitees geschützt. Damit ist.der Inhal r 
Definition Staats- und Parteigeheimnisse erstmalig 
- bezogen auf ihre Anforderungen - grundsätzlich 

Die anderen Parteien und gesellschaftlichen Orga¬ 
nisationen behalten ihre bisherige Praxis des 
Schutzes der Staatsgeheimnisse auf der Grundlage _ 
der Anordnung zum Schutz der Staatsgeheimnisse hei» 


1.2. Die Grundsätze sowie die Dienstanweisungen 
Nr. 6/85 und 1/87 als einheitliche Grund¬ 
lagen der komplexen Spionageabwehr 


Der Beschluß des Ministerrates geht weiter davon 
aus, daß die störungsfreie allseitige Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in 
der DDR und ihr konsequenter vorbeugender Schutz 
vor subversiven und anderen Angriffen des Gegners 
auch die weitere Vervollkommnung des Geheimnis- 
Schutzes erfordert* 

Das bezieht sich vor allem auf die stärkere Kon¬ 
zentration zu schützender Prozesse und Ergebnisse 
in Forschung und Entwicklung, Wissenschaft und 
Technik, den Absatz von Erzeugnissen, bedeutsame 
Vorhaben in der wissenschaftlich-technischen Zu¬ 
sammenarbeit im RGW sowie Porschungsaufgaben in 
der Landesverteidigung. 

Des weiteren auf die Einschränkqng der Anzahl der 
Dokumente über Staatsgeheimnisse und der Geheim¬ 
nisträger als auch die notwendig werdende Beach¬ 
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tung von Informationen, die nicht Staats f e |?® 

weiteren^ge sellschaf tlichen^Entwicklung^in der DDR 

SÄSSÄS JK-fÄSSilS.. f a 

Im Mittelpunkt dee GefceimnlascButzeo 
ter Geheimhaltungsinteressen der politischen Par 

är •» 

Wiesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß sich 

ä- 

lerne Sformationen, die in den Kombinaten und Be- 
trieben entstehen oder benötigt werden. 

Der Geheimnisschutz, vor allem der Schutz der 

forderni^von'großer 8 Sicherheit apolitischer Bedeu¬ 
tung, bei dessen Organisation dem MfS spezinscn 
Aufgaben zukommen* 

rpmAß der DA Nr. 6/85 und der DA Nr. 1/87 des 
Ministers stehen bei der einheitlichen Losung der 
Aufgaben von Spionageabwehr und Geheimnisschütz 
dabei im Mittelpunkt 

ßiP vorbeugende Verhinderung, Aufdeckung und 
‘ Bek ämpf img von "Spionage , des Geheimnisverrates 
und der unbefugten Offenbarung und Erlangung 
von Staatsgeheimnissen, 

-.die umfassende Klärung der Frage "Wer ist wer?" 
unter den Geheimnisträgern.) 

- die konsequente Durchsetzung der Bestimmungen 
zum Schutz der Staatsgeheimnisse, einschließlich 
der Bestimmungen zur Gewährleistung der D 
Sicherheit. 



Den Grundsätzen sowie den Dienstanweisungen Nr. 6/85 
und 1/87 liegt das gemeinsame Ziel zugrunde , durch 
ein einheitliches, organisiertes und koordiniertes 
Vorgehen der Diensteinheiten des MfS mit den Staats¬ 
organen und Betrieben zur Erhöhung des schadensab- 
wendenden Effektes der Spionageabwehr beizutragen. 
Dieser Forderung gilt es, arbeitsteilig durch die 
wirksame Gewährleistung des Schutzes der Staatsge¬ 
heimnisse und der Geheimnisträger - besonders m 
spionagegefährdeten Bereichen, Objekten und Ein¬ 
richtungen - nachzukommen. Dabei sind die Zusammen¬ 
hänge zur DA Nr. 1/82 stets mit zugrunde zu legen. 

Demzufolge besteht eine vorrangige Aufgabe des Ge¬ 
heimnisschutzes darin, mit vorbeugenden Maßnahmen, 
wie personellen, verfahrene-, organisationstechni¬ 
schen und technischen Sicherungsmaßnahmen, den An- 
griffen der Geheimdienste, der Staatsschutzorgane, 
Konzerne u. a. feindlicher Kräfte entgegenzuwirken. 
Das heißt, in erster Linie sind diejenigen Staats 
organe und Betriebe, welche geheimzuhaltende Infor¬ 
mationen bearbeiten bzw. in denen solcheJ^nie^der 
oder sich konzentrieren sowie aus der Kenntnis der 
politisch-operativen Lage durch ständige Spionage- 
la£d Abschöpfungsversuche gefährdet sind, vorrangig 
zu schützen. 

Im Mittelpunkt stehen gesellschaftlich bedeutsame 
Aufgaben und Prozesse in Politik, Wirtschaft und 
der S Landesverteidigung. Dabei sind besonders auch 
die folgenden Schwerpunktbereiche zu nennen: 

-■ Vorhaben auf dem Gebiet von Wissenschaft und Tech¬ 
nik, insbesondere Aufgaben des Staatsplanes 
Wissenschaft und Technik, Staatsauftrage, Anwen¬ 
dung von Spitzen- und Schlüsseltechnologien 
sowie der Mikroelektronik und Biotechnologie, 

- Vorhaben der langfristigen Zusammenarbeit mit 
der UdSSR und den anderen Ländern der sozial!- 
stischen Staatengemeinschaft auf militärischem, 
ökonomischem und wissenschaftlichem Gebiet, 

- Führungs-, Leitungs- 'und Planungsprozesse in den 
örtlichen Staatsorganen sowie in den Kombinaten, 

- Einsatz und Anwendung von- Informationsverarbei- 
tungs- und Kommunikationssystemen und die. damit 
verbundene Gewährleistung der Datensicherheit und 


WS JHS oOOl - 171/87 


' tfsffsöwIf/uile^fu/rvS^ergieträsem! 0 " 
Rohstoffen usw. 

I» Du r c h ae t ,ungdie=.r Aufgabenstellung des dehei«- 
nisächutzes obliegt den , , , . Organi- 

aieru/^des^Gebeimnissohutzcb^ih^den 6 Staatsorganen 
mi die'ieitung/Gestaltung it“ in 

den 6 Staatsorganen und^Be trieben 2 verantwortlich* 

. u iat mit dem Geheimnisschutz die Daten- 

fls ein für die vorbeugende Abwehrarbeit 

“SI 6 iibÄSSd^s;s?srBSfn^ g e„, 

die^in 6 der politisch-operativen Arbeit tu planen 
und zu berücksichtigen sind. 

^tze 6 ist 6 de^Ministerfür 11 Staatssicherheit die“* 
Verantwortung für die gesamtstaatliche Koordinie- 

Ifsl. ä uLft ß räler5o^n! C Saiit d ertb5t^siedle / 

vl?KtS??^g d”a Ss, vor allem hinsichtlich der 

währleistung^de^Geheimnisschutzes^der 

nT1 Koordinierungs- und Orientierungsfunktionen 

5^^^^™bSKÄS l S3“ihre 

Durchsetzung des Geheimnisschutzes-und die poli¬ 
tisch-operative Bekämpfung aller feindlichen An¬ 
griffe auf Staatsgeheimnisse ist integrierter Be¬ 
standteil der komplexen Spionageabwehr. 

Für die politisch-operative' Arbeit zur Sicherung 
Staatsgeheimnisse ist die Kenntnis der staat¬ 
lich-rechtlichen Normative des Geheimnissch.utzes 

eine unabdingbare Voraussetzung. Deshalb müssen 

die Mitarbeiter und Leiter operativer Diensteinhei 



ten über ausreichende Rechts- und Sachkenntnisse 
zu den politisch-ökonomischen Prozessen in den 
betreffenden Verantwortungsbereichen und Objekten 
verfügen und die daraus notwendigen Sicherheits- 
erfordemisse ableiten. 

Demzufolge haben die Leiter der zuständigen Dienst¬ 
einheiten lt. Schreiben de's Ministers vom 9* 2. 8 f 
zur Durchsetzung der Grundsätze zum Schutz der 
Staatsgeheimnisse und der Rahmennomenklatur für 
Staatsgeheimnisse die sich für ihren Verantwortungs¬ 
bereich ergebenden konkreten politisch-operativen 
Aufgaben herauszuarbeiten, in die Gesamtaufgaben¬ 
stellung ihrer Diensteinheiten einzuordnen und plan¬ 
mäßig, unter Beachtung der Einheit von Spionageab¬ 
wehr und Geheimnisschutz, durchzusetzen. 
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2. Der Geheimnisschütz - eine Voraussetzung und 
Bedingung für die vorbeugende Verhinderung 


von Spionageangriffen 


Von der Kenntnis, was als Staatsgeheimnis bestimmt 
und eingestuft ist, hängt wesentlich die Verwirk¬ 
lichung der in den Grundsätzen formulierten Forde¬ 
rung ab, den staatlich und politisch-operativ orga¬ 
nisierten Schutz auf solche Informationen zu rich¬ 
ten und zu begrenzen, für die dieser unbedingt not¬ 
wendig ist. Das ist sowohl für die Organisierung 
der politisch-operativen Bekämpfung von Spionagean¬ 
griffen des Gegners und anderen Verletzungen des 
Geheimnisschutzes als auch für die Erfüllung zahl¬ 
reicher Mitwirkungspflichten und Möglichkeiten der 
Einflußnahme durch die Dienststellen des MfS, z. B. 
bei der Bestimmung von Staatsgeheimnissen, der Ar¬ 
beit mit Geheimnisträgern, der Einhaltung von Ver¬ 
fahrensweisen und der Kontrolle der Schutzmaßnah¬ 
men bedeutsam. 

In Ziffer 3.1. der Grundsätze werden Staatsgeheim¬ 
nisse wie folgt definiert: 

"Staatsgeheimnisse sind Informationen, die für die 
Entwicklung und Festigung der DDR und der Boziali- 
stischen Staatengemeinschaft bedeutsam sind und 
deren Geheimhaltung einen gesellschaftlichen Vor¬ 
teil ermöglicht bzw. zur Verhinderung von^Gefahren, 
Schäden, Störungen u. a. Nachteilen beitragt. 

Es sind Informationen, deren Geheimhaltung auf der 
Grundlage der durch den sozialistischen Staat iest- 
gelegten Anforderungen und Verfahren bestimmt wird. 

Des weiteren ist formuliert: 

"Die Geheimhaltung ist in der Regel zeitlich be- 
fristet. Zur Gewährleistung der Geheimhaltung sind 
die dazu erforderlichen Maßnahmen einzuleiten und 
konsequent durchzusetzen. Kenntnis von bzw. Umgang 
mit diesen Geheimnissen dürfen nur die dazu berech¬ 
tigten Geheimnisträger erhalten." 

In Verbindung mit der in Ziff. 3*2. erfolgten Defi¬ 
nition der Geheimhaltungsgrade sowie in Verbindung 
mit der Rahmennomenklatur für Staatsgeheimnisse 
wird die Verantwortung der Leiter der Staatsorgane 
und Betriebe bei der exakten Bestimmung und Ein— 
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stufune von Informationen als Staatsgeheimnisse 

Dabei lat der Grundeatz au verwirk¬ 
lichen, daß Staatsgeheimnisse nhr “'S“ ^Laluchen 
ceheimnisse bleiben müssen, wie es die staatlichen 
Interessen erfordern bzw. die Kriterien zu ihrer 
Einstufung vorliegen. 


9 1 Die Verantwortung für die Erarbeitung der 
Nomenklatur für Staatsgeheimnisse und ihr 
Bedeutung für die Schwerpunktbestimmung_der 
politisch-operativen Arbeit zum Geheimnis¬ 
schutz 


Im Beschluß des Ministerrates über^DR^fu^a. 
zum Schutz der Staatsgeheimnisse der DDR is 
festgelegts 

- Die Minister, die Leiter der 

Staatsorgane, die Vorsitzenden der örtlichen 

ä£ , ,ir 4 i , .r°ffi?SS?tSSSjS Organe^Betrie- 

ErÄssr’ffiÄ 

klltSrerf£ 1 StaSlehtimiaae 1 HJmenklaturgrup- 
pen in ihren Verantwortungsbereichen zu bilden. 

Tn den Staatsorganen, Kombinaten, wirtschaftslei- 

' ST Organen eben Kl S lchl Ä und ^ 

SrlSuppeÄr^DS dS'Silverteidigung und 
Sn anderen Schutz- und Sicherheitsorganen sind 
Ste? Beachtung der konkreten Erfordernisse und 
Bedingungen Nomenklaturen für Staatsgeheimni 
bis 31. 12. 1987 zu erarbeiten. 

BSESSSaägg®^: 

welche Informationen aus gesamtstaatlicher verai 
wortung geheimzuhalten sind. 

Die Nomenklatur für Staatsgeheimnisse besitzt eine 

zentrale Stellung und Bedeutung für die Gestaltung 
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Thnl i tisch-operativen Prozesse zum Schutz der 

tungsprozeß und politisch-operativen^ ^ Staats _ 

dar8t !i ^d Betrieben dS gelellschaftlich bedeut¬ 
samen Informationen als Staatsgeheimnisse bestimmt 
Sd in die differenzierten Geheimhaltungsgrade ein- 

ge stuft• 

Somit ist die »omenklstur ein wichtiges ataatlichee 
äeSffaerf"rdernSsen e dea r da a bS^ls“?Jz« ii 

^srb^fSu^fscS^:äk?b^erc r hr;/;richwei- 
pun k te ’ ee le diflUU e^g d von Z Siedertol^Sub«p^- 

fSSgen im’"Wer ist wer?"-Prozeß und die Erarbeitung 
h7W Präzisierung von staatlichen und^politisch 
operativen Sicherungskonzeptionen sowie der IM- 
Einsatzkonzeptionen« 

Die Nomenklatur stellt weiterhin ein wesentliches^ 
Mittel für die Einschätzung der politisch-operati 
ven^Bedeutsamkeit von Erst- bzw. AusgangsInforma¬ 
tionen zu Personen und Sachverhalten, zur Raffung 
der Beweislage in der Vorgangsarbeit, für die G 
anhtertätiekeit und die Erarbeitung einheitlicher 
Vorgaben und Orientierungen zur Gewährleistung des 
Geheimnisschutzes als Bestandteil der Spionageab- 
wehr dar« _ 

Tin den Grundsätzen ist die Pflicht der Leiter der 
Staatsorgane und Betriebe zur Abstimmung der No¬ 
menklaturen mit den zuständigen Leitern der DienstJ 
stellen des MfS festgelegt worden. Diese Pflicht 
erfordert gleichzeitig, daß die operativ zuständi¬ 
gen Dienstfinheiten des MfS folgende Prufungshand- 
lungen durchführen: 

- Widerspiegeln die Nomenklaturpositionen die spe¬ 
zifisch zu lösenden Aufgaben und Pr0 ^ e ®® e M ^ + d ?^ 
Staatsorganen und Betrieben, die auch im Mitt 
päkt der politisch-operativen Lageeinschatzung 
und der sich daraus ergebenden tschekistischen 
Aufgaben stehen? 



_ werden mit Nomenklaturpositionen^die^geheim 

zuhaltenden Informationen Abschöpfungsversuchen 
die vor Spionageangrr ?enste Staatsschutzor- 

imperialistischer Gehexmdxenste soWie vor 
ganen, Konzernen u.a-Ei^ ^ der unbefugte n 

SffenSXrSachützt werden müssen? 

. sind aus der fdes^tfS^eite^e^Homenklatur- 

Positionen notwendig> Scbu tz geheimzuhaltender 

liehen und durchgangen S d tion f bez iehungen bzw. 

s'stsss.sä« ss-» 1 ““ Bichern? 

Die Abstimmung iI ?! 8 ’J 8l ^AGC B oder den AG Geheimnis- 

Zusammenarbeit mit de ^ -, +uneen vorgenommen werden. 

schütz der Bezirksverwaltungenj^S^^^ be± der 

einheitlichen^Reehteanwendung und -durehaetzung. 

In der politisch-operativen Arbeit dada: girieren, 

Diensteinheiten auch wf **™ eimnisse (Rahmenno- 
daß die Vorgaben für St a ^ S | esch iußpunkt 3 der 
menklatur Ziff- '' ^ r8len Staatsorgane und Binnch 

Grundsätze) der z nren der nachgeordneten 

tungen in die ^omenk Einrichtungen au JS®”-°® b _ 

Staatsorgane, Betriebe einheitlichen und durch 

men werden, da sie für entscheidender Bedeu- 

gängigen Geheimnisschutz von Bestimmung der 

fSl sind. Diese sind ebenso^ur e ^ Schwer _ 
politisch-operativen Schwerpunk^^ politiscb 0 pera- 

P t^en e Sc 0 hut e z- dl uSd°Srol.lprozesse zu beachten. 

Die Vorgaben haben d | a Ziel.^taatsgeheimnisse 

durchgängig und ^ e ^f c £e^Maßstäben den Schutz 
einzustufen und nach glei^ auch d±e konkreten 
zu organisier e n• Da 7-i elstellungen Konse 

liahejheitspol biaj fls f h !^r rativ f Arbeit abau- 

SS Vorgaben dienen 

- dem einbalUie S und durohgangigen^chuts^a- 

- irtiiÄ^rSb-nSS^s/roSsrten 

Staatsorgane/Betriebe un 


- «es g&s&ss® 

Staatsgeheimniss die verbin dlichen 

s-rsr 

geheimnisse vor Yorga ben ist durch 

Auf die 

die zuständigen Di enste in^^ AameradscWf tliehe^^ 

nehmen, vor a ^ Leiter des sdaa , ion m it dem 

sammenwirken Leiter der Insp Leiter der 

? 9 ??pr des Sektors Geheinmissch^z,^^^ eit . 

VS 1 Stelle und dem Beauftragten^ Realisierung des 

!lr !is SS®-» “■ 31 - ' 2 - 1983 

ständig tu unterstützen. 1Ten Ein- 

in dem «<«»-,£0« die 

Dienstgeheimnisse 

Dies^Äufgabenatellung erfordert, daß d Sdch^^eder 

s «\rit 

ex auch hie^ hie wahr. 

Joordinierung durch das Mi 
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2 - 2 - as.°^ i si‘ t BSsssrsss»r , ä , .bSs«^ 

politischer Erfordernisse 


Reachluß des Ministerrates vom 
Im weiteren legt d ® r B ®?® n 7ahl der Geheimnisträger 

15. 1 . 1987 fest, daß ^dige Erfordernis im iewei- 

ssr;:*Ä **?- 

die Geheimnisträgernomenklatur. 

Die Erfahrungen zeigen, daß die Leiter derJtaa 

oreane und Betriebe in den durcn an die 

5Se?^r e ?Ä“ e Sri4r t f S serno M „,la t u ra n g e- 

Htellen und Punktionen festz g i . j 

nisträgern b ® s ®^J aufzunehmen, zu deren Aufgaben- 
solche Planstellen aufzunehm^Q^ Staatsge heimniesen 
erfüllung die Kenntnisnah J. d± auf das Erforder¬ 
notwendig ist. Diese si d. tan Ge S eimisträgernome n- 

äÄ’J’SESr aK SU& ** 

nt ful den operativen 

Mitarbeiter« 

Operativ ist zu h^'^J^^d^nweis^über^soichf 61 ' 
nomenklaturen Auskunft fri9tige n Konzeption 

Personen 6 eb ®“’ ^L^uppe dalstellen. Hieraus 
des Gegners ®^ e ven Mitarbeiter die 

ergibt sich für den P Verhinderung von per- 

Pflicht, vorbeugend auf Einflüßen nehmfn bzw. den 
sonellen gSS Sd IchweSäktorientierten Gewin- 
nungsprozeß von IM und GMS zu organisieren. 

Die Wirksamkeit des Schutzes der Staatsgeheimnisse 

hängt entscheidend von ' ä ®? P G |tellunR bei der Reali- 
5ÄÄ Schutz^der Staatsge- 
heimnisso ein« 

Die GeheimnisträgersinAufklärung • 

glelfeSolgi »it“en g Ziel, ihre Zuverlässigkeit 
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zu prüfen und zu werter.Verarbeiten und bei Ver¬ 
pflichtverletzungen her handlu ngen von Ver- 

dachtsmomenten m die .^^beziehen. Insbesondere ist 

-r Direktive „her 

Geheimnisträger gerecht werden. 

„ „ w „„ rot wer?" gewinnt vor allem 

Die Überprüfung Wer ist 'w s Gewährleis tung des 

in Durchsetzung der ch führung der wiBsen- 

Geheimnisschutzes b *^ 3 ^e^beit der Mit¬ 
schaf tlich-technischenZusamme^ ^ ^ de g Wissen- 

gliedsländer des RGW ine außerordentliche 

schaftsabkommens DDR - HWJ 

Bedeutung. _ 

Wie die Ergebnisse der politisch-operativen^r 

beweisen, verstärkt de£ h organisierte, mit 

presserische, geheimdienst| liche n Institu- 
anderen staatlichen und nichtstaatli Auslandg _ d 
tionen abgestimmte Be ®^^^g ä ger. Seine Ziel- 
Reisekader sowie d ^ eh ®^ weiteren Entfremdung 
Stellung besteht darin, BRD und DDR entgegen- 

zwischen Wissenschaftlern^ er^ westlichen ideale 

zutreten, für die ®wirkend Verrats- und Offenba- 
und Alternativen ^ ü ^^!5’ r e n sowie Werbungen und 
Ä^rfSo^ri^^sesiaiien. 

Dabei konz ® ntr ^o5 m ^lk Si Sr b 0pt?elekt?onik, der 
nenkreise der ^^“^^oloeie u. a. Hochtechnolo- 
Kernphysik, der sie insbesondere 

gien. In-diesem Rahmen °® zd g ezifisc h ökonomische, 
soziologische K ° m ? le ?®’irbeits- und Lebensbedingun- 

‘Ah.^.puhkte füv 

ihre Tätigkeit ein. 
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- Kader mit Entscheidungsbefugnissen, insbesondere 
in den Bereichen Absatz/Außenhandel sowie For¬ 
schung und Entwicklung (einschließlich Kader, die 
Leitungsentscheidungen mit vorbereiten bzw. beein¬ 
flussen können) ,’ 

- Geheimnisträger, die an bedeutsamen Aufgaben des 
Staatsplanes Wissenschaft und Technik und an Vor¬ 
haben der sozialistischen ökonomischen Integration 
arbeiten, 

- Personen mit einem hohen spezifischen Fachwissen 
auf bedeutsamen Gebieten (sogenannte Experten und 
"unentbehrliche” Spezialisten) und Sekretärinnen, 

- NSW-Reise- und Auslandskader, 

- Kader spezieller Struktureinheiten und andere in 
die Vorbereitungsarbeit einbezogene Geheimnisträ¬ 
ger, 

- Personen aus dem Bereich der ökonomischen Sicher¬ 
stellung der Landesverteidigung, 

- ausgewählte Kader auf dem Gebiet der EDV (insbe¬ 
sondere Projektanten, Mitarbeiter von Systemorga¬ 
nisationen, Anwendungsprogrammierer) und der In¬ 
formationszentren , 

- Leiter und Mitarbeiter von Sektoren Geheimnis- 
'schütz und VS-Stellen, VS-Bearbeiter, 

- Geheimnisträger mit außerdienstlichen Beziehungen 
und Kontakten in das nichtsozialistische Ausland, 
insbesondere wenn diese verschleiert und konspi¬ 
riert werden, 

- Geheimnisträger mit politisch abweichenden und 
schwankenden Haltungen sowie mit Verbindungen zu 
politisch negativen Personen und Personenkreisen, 

- Geheimnisträger mit anderen Ansatzpunkten für den 
Gegner, wie materielles Besitzstreben, moralische 
Schwächen, Karrierismus, übersteigertes Geltungs¬ 
bedürfnis , kleinbürgerliche Lebensauffassung. 


2.3. Die Nachweisführung von Staatsgeheimnissen - 

ein Instrument für die operative Bewertung von 
Ersthinweisen, die Vergleichs- und Verdich¬ 
tungsarbeit und die Einschätzung bedeutsamer 
Gefährdungen und Verletzungen des Geheimnis¬ 
schutzes 


In den Grundsätzen (Ziff. 5-1*) ist formuliert, daß 
für d‘en Schutz der Staatsgeheimnisse in Abhängigkeit 
von den verschiedenen Formen der Informationsträger 
und Methoden der Informationsübermittlung und -Ver¬ 
arbeitung sowie den unterschiedlichen Geheimhal¬ 
tungsgraden zweckmäßige und einheitliche Verfahren 
zur Verhinderung ihrer Offenbarung, unbefugter 
Kenntnisnahme, Wegnahme, Verfälschung oder Zerstö¬ 
rung sowie zu ihrer Nachweisführung und Kontrolle 
anzuwenden sind. 

Der Nachweis von Staatsgeheimnissen erfolgt als Ver¬ 
schlußsache auf Karteikarten oder mittels Rechen¬ 
technik. Die Nachweisführung beinhaltet den Titel, 
Herausgeber, Geheimhaltungsgrad, Geltungsdauer, 
Bearbeitungs- und Inventurvermerk, Beauftragte für 
die Anfertigung, Verteilerschlüssel und in unter¬ 
schiedlicher Praxis den Vermerk über die Einsicht¬ 
nahme und Weitergabe. 

Durch eine lückenlose Nachweisführung besteht für 
den operativen Mitarbeiter bei der Bearbeitung von 
Verratsdelikten (§§ 97, 98, 172, 245, 246 und 272 
StGB) die Möglichkeit, Beweismittel darüber zu be¬ 
schaffen, wer im Besitz der Staatsgeheimnisse war 
bzw. ist oder wer Einsicht genommen hat. 

Entscheidend ist, daß das staatliche Interesse an 
der Geheimhaltung der jeweiligen Information nach¬ 
gewiesen und begründet wird. 

Eine Form des Nachweises der im Interesse des so¬ 
zialistischen Staates geheimzuhaltenden Informa¬ 
tionen ergibt sich aus der Kennzeichnung. 

Deshalb ist es außerordentlich wichtig, daß opera¬ 
tiv auf eine ordnungsgemäße Kennzeichnung der 
Staatsgeheimnisse Einfluß genommen wird. Darüber 
hinaus sind die Möglichkeiten der Legendierung zu 
beachten. 

Die Grundsätze zum Schutz der Staatsgeheimnisse 
orientieren bei der Nachweisführung und Kontrolle 
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darauf, auch neueste wissenschaftlich-technische 
Erkenntnisse anzuwenden. Gegenwärtig wird an einem 
Personaloomputerprojekt zur Rationalisierung der 
Verwaltungsarbeit und zur Erhöhung der Sicherheit 
und Ordnungsmäßigkeit beim Umgang mit Staatsgeheim¬ 
nissen gearbeitet. 

In Verwirklichung dieser 'Zielstellung wurde ein 
zentrales Projekt ; zur rechnergestützten Nachweis¬ 
führung entwickelt, das in einer Reihe von Staats¬ 
organen und Betrieben nachgenutzt werden soll. 

Das Projekt realisiert sich auf der Grundlage des 
Einsatzes eines leistungsfähigen 16-Bit-ESER-PC. 
Seine Hauptfunktionen bestehen darin: 

- Registratur, Komplettierung, Überwachung, Kon¬ 
trolle und Analyse von Informationen für den ge¬ 
samten Bearbeitungsprozeß von Verschlußsachen 

- Registratur, Komplettierung, Überwachung, Kon¬ 
trolle und Analyse von Informationen für und 
über Geheimnisträger 

- Unterstützung der Arbeit der VS-Archive 

- Unterstützung der Arbeit der VS-Hauptstelle zur 
Beschlußdokumentation 

- die technologisch erforderliche Sicherung der 
physischen Integrität der verwalteten Daten 
(Datensicherung;. 

Das Projekt hat die Zielstellung, den^gesamten im 
-Zusammenhang mit der Herstellung, Registrierung, 
Verwaltung, Ein- und Ausgang, Archivierung und Ver¬ 
nichtung von Staatsgeheimnissen stehenden Bearbei¬ 
tungsprozeß einer VS-Stelle zu rationalisieren. 
Dadurch gilt es, eine neue Qualität, vor allem zur 
kurzfristigen und operativen Ableitung qualitati¬ 
ver und quantitativer Aussagen zu ausgewählten 
Fragen des Geheimnisschutzes zu erreichen. 


Mit der bereits genannten Nachweisführung werden 
solche Daten, wie 

. Personalnummer: NEUAUFNAHME 

. PKZ des Geheimnisträgers: Eingangsdatum: 

. Familienname: Vorname: 

. Dienststelle: Funktion: 

. Reisekader (O-nein, 1-SW, 2-NSW, 3-beides): 

. Verbale Angaben zur Person: 

• Verpflichtung (von-bis) GKdos: GVS: WS: 

. Dienstausweis Gruppe: Verlustanzahl: 

. Petschaft: , Verlustanzahl: 

• Eigener Panzerschrank (J/N)'Nr.: 

. Panzerschrankschlüs seinummer: Verlustanzahl: 

erfaßt. Es sind solche Aussagen möglich: 

Welcher Geheimnisträger fiat welc-he 
Verschlußsache erarbeitet? 

Welcher Geheimnisträger besitzt welche 
Verschlußsache? 

Welcher Geheimnisträger hat von welcher 
Verschlußsache Kenntnis erhalten? 

Darüber hinaus wird in der rechnergestützten Arbeit 
eine Ereignisinformationsdatei enthalten sein. Mit 
ihr können z. B. Informationen zu Verletzungen der 
Bestimmungen des Geheimnisschutzes, insbesondere 
über Verluste von Verschlußsachen, unbefugte Ein¬ 
sicht- und Kenntnisnahme u. a. Daten zu Geheimnis¬ 
trägern gespeichert werden. Damit eröffnet sich 
eine weitere Grundlage für die Vergleichs- und Ver¬ 
dichtungsarbeit zu Gefährdungen und Verletzungen 
des Geheimnisschutzes in den Begehungsweisen, wie 

- Verluste von Verschlußsachen mit den Geheimhal¬ 
tungsgraden GVS und WS, 

- Verluste von Petschaften, VS- Empfangsbeschei¬ 
nigungen u. 'a. , 

- Diebstahl und Abhandenkommen lassen von Behält¬ 
nissen mit Verschlußsachen, 


- Anfertigung von Verschlußsachen durch nicht be¬ 
rechtigte Personen, 
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- unberechtigte Nachanfertigung und Vervielfälti¬ 
gung von Verschlußsachen, 

- vorschriftswidrige Aufbewahrung und Mitnahme von 
Verschlußsachen, 

- Verstöße gegen Melde- und Genehmigungspflichten 

sowie der dazugehörigen Pflichtenlage für Geheim¬ 
nisträger oder anderer Personen entsprechend den 
rechtlichen Regelungen. Bei der Bewertung der 
Pflichtenlage sind u. a. § 80 Abs. 1, § 52, 

§§ 254 ff., §§ 260 ff. und § 255 Abs. 3 AGB zu 
berücksichtigen. 

Die Kenntnis über die Anwendung der elektronischen 
Datenverarbeitung und -Übertragung im Schutzprozeß 
der Staatsgeheimnisse ist von Bedeutung, weil in 
den künftigen rechtlichen Regelungen, insbesondere 
der neuen Anordnung zum Schutz der Staatsgeheim¬ 
nisse die Diensteinheiten des MfS die Kontrolle 
zur Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung in 
diesen Einrichtungen zu realisieren haben. 

Sie werden weiterhin verpflichtet, die Genehmigung 
zur Anwendung der rechnergestützten Nachweisführung 
zu erteilen und nehmen Einfluß, daß nur auf der 
Grundlage des zentral vorgegebenen Programms 
(Software) die Datenverarbeitung durchgeführt wird. 

Für die Bereitstellung der Software zur Nachnutzung 
an die Staatsorgane und Betriebe sowie zur Pflege 
und Weiterentwicklung des Projektes ist die Staat¬ 
liche Plankommission verantwortlich. 

Das Projekt bietet gleichzeitig Voraussetzungen 
für den Kontrollprozeß zur Gewährleistung von Si¬ 
cherheit und Ordnung im Umgang mit Verschlußsa¬ 
chen. 
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3. Inhalt der gesamtstaatlichen Koordinierung der 
Maßnahmen zum Schutz der Staatsgeheimnisse_ 


3.1. Punktion und Zielstellung der gesamtstaat¬ 
lichen Koordinierung der Maßnahmen zum 
Schutz der Staatsgeheimnisse 

Zur einheitlichen, durchgängigen und effektiven 
Organisation des Schutzes der Staatsgeheimnisse der 
DDR hat das MfS die Verantwortung der gesamtstaat¬ 
lichen Koordinierung gern. Ziff. 2.7* der Grundsätze 
wahrzunehmen. 

Dieser Prozeß bedarf des koordinierten Vorgehens, 
einheitlicher Grundlagen und Orientierungen sowie 
notwendiger Mitwirkungsbefugnisse zwischen den 
Staatsorganen/Betrieben und Dienststellen des MfS 
einschließlich der Zusammenarbeit zwischen den 
Diensteinheiten im MfS. 

Die Verantwortung für die gesamtstaatliche Koor¬ 
dinierung erfaßt somit die Rechtsetzung und -Ver¬ 
wirklichung der Anordnung zum Schutz der Staats¬ 
geheimnisse der DDR über die Prozesse der staat¬ 
lichen Leitung, des vorbeugenden Schutzes der 
Staatsgeheimnisse und Geheimnisträger sowie der 
politisch-operativen Abwehr- und Aufklärungsar¬ 
beit des MfS. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß die Ver¬ 
antwortung zum Schutz der Staatsgeheimnisse stets 
beim jeweiligen staatlichen Leiter liegt. Diese 
Verantwortung darf nicht verwischt und mit der 
Punktion der Koordinierung verwechselt werden. 

Die Aufgaben für die gesamtstaatliche Koordinierung 
der Maßnahmen zum Schutz der Staatsgeheimnisse 
durch das MfS bedingen demzufolge 

- die Zusammenarbeit der Diensteinheiten des MfS 
im Sicherungs-, Abwehr- und Aufklärungsprozeß, 

- eine einheitliche Richtung und Orientierung durch 
Rechtsvorschriften und dienstliche Bestimmungen 
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und Weisungen, 

- das abgestimmte verbindliche Handeln aller betei¬ 
ligten Linien und Diensteinheiten entsprechend. 

ihren konkreten Rechten und Pflichten zu den Auf¬ 
gaben von Spionageabwehr und Geheimnisschütz. 

Insofern sind die in den Grundsätzen ^^geschrie¬ 
benen Rechte/Pflichten und Befiugnxsse d ® a JJ£S Jur 
alle Diensteinheiten zum Schutz ^taatsgeheim 

nisse und Geheimnisträger verbindlich. Diese er 

fahren ihre Konkretisierung in M de: ? n ^g d ?j}J S |taSts- 
dienstlichen Bestimmungen des Ministers für Sta 

Sicherheit, wie 

- der Anordnung zum Schutz ^Staatsgeheimnisse 

: SS SSÄ 

- der Rahmennomenklatur vom 30. !• °l ■ 

- der Ergänzungsanordnung vom b. b. bp 

Eine weitere staatliche Grundlage bildet die Direk¬ 
tive über Geheimnisträger vom b. b. bp. 

Mt diesen Bestimmungen ist die einheitliche Orien¬ 
tierung und Vorgabe zur Wahrnehmung der Verantw r- 
^g^ür^ie gesamtstaatliche Koordinierung der 
Maßnahmen ou/schuts der Staatsgeheimnis.^ »io 
aie in den Grundsätzen (Ziff. 2.7.) festgescnrie 
?en St, durch alle Diensteinheiten des MfS zu 
realisieren. 

7ur Verantwortung des Ministers für Staatssicher- 
h^it^d damit für die Diensteinheiten zur gesamt¬ 
staatlichen Koordinierung des Schutzes der Staa 
geheimnisse gehört im einzelnen: 

1. die Gewährleistung der Gesamtlagee^schätzung 

2 die Wahrnehmung der Verantwortung für die Aus- 
Rechtsverwirklichung, 
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3. die Kontrolle zur Wirksamkeit der Rechtsvor¬ 
schriften zum Schutz der Staatsgeheimnisse sowie 
zu£ Einhaltung und Gewährleistung der Verfahren, 

a d ie ständige Aktualisierung der Rahmennomenkla- 
tl ^d die Einflußnahme auf die Vervollkommnung 
der Arbeit mit den Nomenklaturen, 

5 . die instruktive und orientierende.Tätigkeit 
gegenüber den Staatsorganen und Betrieben, 

c dia Anleitung, Hilfe und Unterstützung der Lei- 
tL dS/vi-StSl«, der Sektoren für Geheimnis- 
schütz und der VS-Bearbeiter, 

7. die Einflußnahme auf die Gestaltung der Lehre 
und Ausbildung zum Geheimnisschutz, 

o ständige Analyse zur Erfüllung der Aufgaben 

der DDR beim Schutz der Staatsgeheimnisse im Rah¬ 
men der Zusammenarbeit der Staaten des Warschauer 
Vertrages und im RGW, 

q die Realisierung der politi 3 ch-operativen Auf- 
eabenstellungen zur vorbeugenden Verhinderung und 
Bekämpf unggegnerischer Angriffe zur Durchbrechung 
des & GeheimnisSchutzes und auf die Geheimnisträger, 

10. die Erteilung der Zustimmung zu Regelungen 
der Staatsorgane und Betriebe zum :Schutz der 
Staatsgeheimnisse sowie zum Einsatz von Geheim¬ 
nisträgern. 

Die Leiter der Diensteinheiten haben diese Aufga- 
benstellungen in Übereinstimmung der linienspezi¬ 
fischen SS! territorialen Sicherheitserfordernisse 
zu lösen. Damit werden Bedingungen und Vorausset- 

zungen geschaffen, die den G J undsä ^ z ® n .^ Z Ho* p 
o Ppohnung tragen, wo gefordert ist, daß die 

Leiter der Staatsorgane und Betriebe beim Schutz 
der Staatsgeheimnisse eng mit den zuständigen B 
auftragten des MfS Zusammenarbeiten und deren 
Empfehlungen realisieren. 
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3*2. Zu einigen Anforderungen aus den Grundsätzen 
in Wahrnehmung der gesamtstaatlichen Koordi¬ 
nierung und der weiteren Durchsetzung der 
DA Nr. 6/85 


1. Die Koordinierung ist als Führungs- und Leitungs¬ 
element qualitativ entsprechend den funktionellen, 
linienspezifischen und territorialen Zuständigkei¬ 
ten auszugestalten. Das erfordert, planmäßig die 
Ergebnisse, Erkenntnisse, Mittel und Methoden der 
Leitung und Organisation zum Schutz der Staatsge¬ 
heimnisse und Geheimnisträger auf der Ebene der 
zentralen Staatsorgane, der Kombinate/Betriebe und 
Einrichtungen durch die zuständigen Diensteinhei¬ 
ten des MfS zu analysieren und in ihrer Wirksam¬ 
keit zu vergleichen. 

Dabei gilt es, weiterführende und neue Aufgaben 
sowie Sicherheitserfordernisse in ihrer Komplexi¬ 
tät und Einheitlichkeit herauszuarbeiten und für 
die Planung und Orientierung der beteiligten Kräf¬ 
te festzuschreiben. 

Auf dieser Grundlage werden Führungs- und Leitungs¬ 
dokumente für die gesamtstaatliche Koordinierung 
durch das MfS, wie die 

- Orientierungen und Aufgabenstellungen für die 
staatlichen Leiter (Einweisungsmaterial Grund¬ 
sätze, Jahresanalyse des Geheimnisschutzes/Vor¬ 
gaben für Nomenklaturpositionen) 

- Zentralen Planvorgaben des Ministers für die 
politisch-operative Arbeit 

- Planorientierungen der Leiter der Hauptabtei- 
lungen/selbs-tändigen Abteilungen, Planvorgaben 
der Leiter der Diensteinheiten 


Vertretern ausgewählter Ministerien zusammen und 
wird durch das MfS geleitet. 

Weiterhin existiert eine Arbeitsgruppe zur Koordi¬ 
nierung und Einleitung von Maßnahmen für die Ge¬ 
währleistung von Sicherheit, Ordnung und Geheimnis¬ 
schutz bei der Datenverarbeitung und -Übertragung. 

Sie wird durch einen Regierungsbeauftragten gelei¬ 
tet. 

In den Bezirksverwaltungen haben sich als Koordi¬ 
nierungsorgane die nichtstrukturellen Arbeitsgrup¬ 
pen Geheimnisschutz und Datensicherheit bewährt. 
Diese erfassen in der Regel unter Leitung des 
1 • Stellvertreters mittlere leitende Kader der AG 
Geheimnisschutz, AKG, Abt. II, VII, IX, XVIII, XIX, 
XX, KD/OD u. a. Sie arbeiten auf der Grundlage von 
Pührungskonzeptionen, schätzen:die politisch-ope¬ 
rative Lage im Verantwortungsbereich ein, arbeiten 
Schwerpunkte/Sicherheitserfordernisse für die poli¬ 
tisch-operative Arbeit heraus und legen verbindli¬ 
che Aufgaben für die beteiligten Diensteinheiten 
fest, die ihren konkreten Niederschlag in den Jah¬ 
re sarbeitsplänen finden. 

Die nichtstrukturellen Arbeitsgruppen bewähren sich 
somit bei der einheitlichen Führung der operativen 
Prozesse zum Geheimnisschutz in den Bezirksverwal¬ 
tungen. 

2. Die politisch-operative Lageeinschätzung ist auf 
die Herausarbeitung der zentralen, der linienmäßi¬ 
gen und territorialen Orientierung von Aufgaben, 
Mitteln und Methoden zum Schutz der Staatsgeheim¬ 
nisse und der Geheimnisträger auszurichten. Dabei 
haben die Diensteinheiten des MfS die Informations-, 
Auswertungs- und Vergleichsarbeit zu qualifizieren, 
um aussagefähige Orientierungen und Vorgaben für 



möglich und erarbeitet. 

Die gesamtstaatliche Koordinierung wird darüber 
hinaus durch nichtstrukturelle Arbeitsgruppen mit 
gesamtstaatlicher Aufgabenstellung wahrgenommen. 

So wurde mit Beschluß des Ministerrates vom 
15* 1* 87 eine nichtstrukturelle Arbeitsgruppe zur 
Gestaltung der Arbeit zu Rechtsvorschriften zum 
Geheimnisschutz gebildet. Diese setzt sich aus 


- den zielgerichteten Einsatz der operativen Kräf¬ 
te, Mittel und Methoden, vor allem im Prozeß der 
Planung, Organisierung, Durchsetzung und Kontrol¬ 
le des Geheimnisschutzes in den Staatsorganen 
und Betrieben* 

- die Wahrnehmung bzw* Erfüllung der durch die 
Rechtsvorschriften zum Geheimnisschütz dem MfS 
übertragenen Rechte, Pflichten und Aufgaben, 
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- das aufgabenbezogene, kameradschaftliche Zusammen¬ 
wirken mit den Leitern der Organe und Einrichtun¬ 
gen sowie den für die Sicherheit, Ordnung und den 
Geheimnisschutz verantwortlichen Kräften (VS- 
Stellenleiter, Sektorenleiter Geheimnisschutz, 
Kaderleiter u. a.) bei strikter Wahrung und Durch¬ 
setzung ihrer Verantwortung für den Geheimnis¬ 
schutz in ihrem Verantwortungsbereich, 

- das enge Zusammenwirken mit den Inspektionen und 
Sicherheitsbeauftragten zur weiteren Erhöhung der 
Sicherheit und Ordnung sowie der Wirksamkeit des 
Geheimnisschutzes entsprechend der 2. Durchfüh¬ 
rungsbestimmung zur DA Nr. 1/82 und 

- eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit und der stän¬ 
digen Vervollkommnung des Geheimnisschutzes, der 
weiteren Ausprägung der Wachsamkeit und des Ge¬ 
heimhaltungswillens der Geheimnisträger 

zu erarbeiten. 

3» Grundlage für die ständige aktuelle und aufgaben¬ 
bezogene Einschätzung der politisch-operativen Lage 
bei der Gewährleistung des Geheimnisschutzes in den 
Staatsorganen und Betrieben sind die in der DA 
Nr. 6/85 Anlage 2 vorgegebenen "Inhaltlichen Anfor¬ 
derungen an die Lageeinschätzung auf dem Gebiet des 
Geheimnisschutzes im Verantwortungsbereich”, wie 
die 

- Herausarbeitung der zur Gewährleistung des Ge¬ 
heimnisschutzes zu sichernden Objekte, Bereiche, 
Prozesse, Personenkreise und Personen; 

- Einschätzung der durch operativ bedeutsame Akti¬ 
vitäten in Erscheinung getretenen gegnerischen 
Stellen und Kräfte sowie Herausarbeitung ihrer 
Pläne, Absichten und Maßnahmen zur Durchbrechung 
des Geheimnisschutzes; 

- Einschätzung der operativ bedeutsamen Gefährdun¬ 
gen und Verletzungen des Geheimnisschutzes, ihrer 
Erscheinungen, Begehungsweisen, Formen, Mittel 
und Methoden sowie ihrer Entwicklungstendenzen 
und Zurückdrängung; - 
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- Analyse der Ergebnisse und der Wirksamkeit der 
Tätigkeit der staatlichen und gesellschaftlichen 
Kräfte in den Schwerpunktbereichen und -Objekten 
zur Gewährleistung des Geheimnisschutzes und 

- Einschätzung der Wirksamkeit der politisch-opera¬ 
tiven Arbeit und ihrer Leitung zur Gewährleistung 
und Vervollkommnung des Geheimnisschutzes in den 
Schwerpunktbereichen und -Objekten sowie Heraus¬ 
arbeitung der Anforderungen an die Planung der 
politisch-operativen Arbeit. 

Auf der Grundlage der zu diesen Problemen getroffe¬ 
nen Einschätzungen ist die politisch-operative Ar¬ 
beit der Diensteinheiten des MfS auf dem Gebiet des 
Geheimnisschutzes zu organisieren und durchzusetzen. 
Dabei ist vor allem auf die einheitliche Leitung 
und Organisation des Geheimnisschatzes entsprechend 
den aktuellen Sicherheitserfordernissen in den 
Staatsorganen/Betrieben durch die zuständigen 
Diensteinheiten des MfS Einfluß zu nehmen. 

4. Leiter und verantwortliche Mitarbeiter der 
Diensteinheiten des MfS gewähren den Leitern und 
Mitarbeitern von VS-Stellen bei der Lösung ihrer 
spezifischen Aufgaben die erforderliche Unterstüt¬ 
zung. 

Die Instruierung und Anleitung solcher Kräfte er¬ 
folgt in der Regel in enger Zusammenarbeit mit der 
jeweiligen AG Geheimnisschutz der Bezirksverwaltung. 
Bewährt hat sich dabei das Stützpunktsystem der AG 
Geheimnisschutz der Bezirksverwaltungen. 

In diesem System werden die hauptamtlichen Kräfte 
des Geheimnisschutzes nach Industriebereichen, 
örtlichen Organen, gesellschaftlichen Organisatio¬ 
nen o. a. Ebenen zusammengefaßt. Jedem Stützpunkt 
steht ein ausgewählter, qualifizierter und erfah¬ 
rener Leiter des Sektors Geheimnisschutz oder der 
VS-Stelle vor. Die Stützpunktleiter werden direkt 
durch die AG Geheimnisschutz der Bezirksverwaltun¬ 
gen angeleitet. 

In den zentralen Staatsorganen und Räten der Bezirke 
wird die Anleitung, Hilfe und Unterstützung der 
hauptamtlichen Kräfte durch den Sektor Geheimnis¬ 
schutz der Arbeitsgruppe für Organisation und In¬ 
spektion beim Ministerrat wahrgenommen. 
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5 . Die Grundsätze (Ziff. 1) verlangen von den Lei¬ 
tern der Staatsorgane/Betriebe und vom Ministerium 
für Staatssicherheit die Kontrolle zur V/irksamkeit 
des Geheimnisschutzes. Damit wird das_bisherige 
Kontrollregime als ©ins bedeut seine Leitungsgröße 
und Grundlage für die Erarbeitung von operativ 
bedeutsamen Informationen gemäß der vorgenannten 
Anlage 2 zur DA Nr. 6/85 beibehalten. 

Gleichzeitig ist die Kontrolle ein entscheidender 
Faktor für die politisch-operative Einflußnahme 
aller Diensteinheiten auf die staatlichen Leiter 
zur Y/ahmehmung ihrer übertragenen Verantwortung 
bei der Gewährleistung des Geheimnisschutzes. 

In den Staatsorganen und Betrieben erfolgen.durch 
haupt- und ehrenamtliche Kräfte des Geheimnis¬ 
schutzes Kontrollen, wobei die staatlichen Leiter 
Kontrollgruppen einsetzen können. Die Mitglieder 
der Kontrollgruppe werden auf Vorschlag der Leiter 
der Sektoren für Geheimnisschutz oder der VS-Stel- 
len durch den staatlichen Leiter berufen und er¬ 
halten von ihm bestätigte Kontrollaufträge. 

Ihre Ergebnisse sind ständig auszuwerten. Die Kon- 
trollgruppen können auch zur Erarbeitung von Be- 
weismitteln durch die Diensteinheiten des MfS 
genutzt werden» 

Itn Prozeß der gesamtstaatlichen Koordinierung 
sind folgende Formen der Kontrolle möglich: 

- Eigenkontrolle der zuständigen Leiter der 
Staatsorgane und Betriebe im Verantwortungsbe- 
reich 

- Kontrolle durch die übergeordneten Organe - 

- Kontrolle des MfS (zuständige Diensteinheit, 
ZAGG/AGG) 

- Kontrolle mit inoffiziellen Mitteln und Metho¬ 
den des MfS 

- Kontrolle im Zusammenwirken mit spezifischen_ 
Kontrollorganen, wie Arbeitsgruppe für Organi¬ 
sation und Inspektion, ABI, MWT u. a. 
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Mit den Grundsätzen (Ziff. 1•, 2.4., 2.5«, 2.7., 
5.2., 6 .) werden die staatsrechtlichen Grundlagen 
für die Kontroll- und Untersuchungstätigkeit des 
MfS gern. Ziff. 3*2. der DA Nr. 6/85 gesetzt. 

Der Inhalt des bestätigten Kontroll- und Untersu¬ 
chungsauftrages oder -ersuchens des MfS hat demzu¬ 
folge auszuweisen: 

1. Zielstellung der komplexen Untersuchung und 
Kontrolle 

2. Analyse der Entwicklung, des Umfangs und des 
Inhalts von Staatsgeheimnissen 

3. Niveau der staatlichen Leitungstätigkeit zur 
Gewährleistung des GeheimnisSchutzes 

4. Politisch-operative Lage und Bedingungen für 
den Geheimnisschutz im Untersuchungsobjekt oder 
zum -gegenständ 

5. Einschätzung der Qualität und Wirksamkeit der 
politisch-operativen Arbeit zum Geheimnisschütz 

■ und weiterführende Maßnahmen der zuständigen 
Diensteinheit des MfS 

6 . Schlußfolgerungen für die Qualifizierung des 
Geheimnisschutzes im Staatsorgan oder Betrieb und 
der dazu notwendigen Maßnahmen. 

Der Kontrollauftrag bzw. die Konzeption zum durch¬ 
zuführenden Kontrolleinsatz (Punkt 1 - 3 und 6) 
sind mit dem zuständigen Leiter des Staatsorgans 
oder Betriebes durch die mit der Kontrolle beauf¬ 
tragten Diensteinheit abzustimmen. 

Bei Kontrollen der ZAGG/AGG ist der Kontrollauf- 
trag mit der zuständigen Diensteinheit abzustimmen. 
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4* Konsequenzen und Schlußfolgerungen aus den Er¬ 
fordernissen der gesamtstaatlichen Koordinie¬ 
rung für die politisch-operative Arbeit aller 
Diensteinheiten des Ministeriums für Staats- 
sicherheit_ 


Die sich aus den Erfordernissen der gesamtstaatli¬ 
chen Koordinierung ergebenden politisch-operativen 
Aufgaben zum Schutz der Staatsgeheimnisse der DDR 
und der Geheimnisse sozialistischer Staaten im 
Rahmen des RGW setzen qualitiativ neue Maßstäbe für 
die Tätigkeit aller operativen Linien und Dienst¬ 
einheiten des MfS. 

Vorausschauend und konzeptionell muß die allseiti¬ 
ge Gewährleistung der Sicherheit und die vorbeugen¬ 
de Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung jegli¬ 
cher insbesonderer komplexer Feindtätigkeit im 
Mittelpunkt stehen. 

Der Feind ist in den politisch-operativen Schwer¬ 
punktbereichen und Schwerpunkten aufzuspüren und 
zu liquidieren, z. B. in jenen Reproduktionsab¬ 
schnitten, wo Schlüsseltechnologien entwickelt, 
produktiv angewandt und als immaterielle Leistun¬ 
gen verkauft werden sollen. 

Dazu ist in stärkerem Maße die zielgerichtete Be¬ 
arbeitung operativer Vorgänge zu Verrats- und 
Offenbarungshandlungen u. a. Pflichtverletzungen 
der Geheimnisträger und operativ bedeutsamen Vor¬ 
kommnissen im Geheimnisschutz' zu entwickeln. 

Es ist, wie bereits festgestellt, davon auszugehen, 
daß die politisch-operative Arbeit zum Schutz der 
Staatsgeheimnisse ein Bestandteil der komplexen 
Spionageabwehr ist und innerhalb der gesamten 
politisch-operativen Abwehrarbeit in ihrer Einheit 
von Vorbeugung, Schadensabwendung und Stabilitäts¬ 
förderung eine neue Qualität erlangt. Sie trägt 
damit zur Erhöhung der Wirksamkeit der politisch¬ 
operativen Arbeit des MfS bei. 

Dabei ist zu beachten, daß bei den Kontroll- und 
Untersuchungshandlungen die rechtlichen Normativ¬ 
akte zum Geheimnisschutz, also u. a. die Grund¬ 
sätze zum Schutz der Staatsgeheimnisse, die Rahmen¬ 
nomenklatur, die Direktive über Geheimnisträger, 
aber auch die Befehle und Weisungen des Genossen 


Minister zur Gestaltung der politisch-operativen 
Arbeit auf 'diesem Gebiet die Grundlage bilden und 
entsprechend durchzusetzen sind. Gleichzeitig muß 
die Kontroll- und Untersuchungstätigkeit das Ziel 
verfolgen, Hinweise auf eine mögliche Feindtätig¬ 
keit zu erarbeiten. 

In diesem Prozeß gilt es, weitere Faktoren und Be¬ 
dingungen zu berücksichtigen und zu beachten, wie 
z. B. Erkenntnisse zur Arbeitsweise imperialisti¬ 
scher Geheimdienste oder die Anwendung geheim¬ 
dienstlicher Mittel und Methoden durch imperiali¬ 
stische Konzerne und ihre Vertreter oder aus Straf¬ 
verfahren bekanntgewordene Begehungsweisen. 


4*1« Verfahren zur Auswahl, Überprüfung und Be¬ 
stätigung von Geheimnisträgern - politisch¬ 
operative Anforderungen und Pflichten der 
zuständigen Diensteinheiten des Ministeriums 
für Staatssicherheit 


Das Ziel des Schutzes der Staatsgeheimnisse bei der 
weiteren Gestaltung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft besteht lt. Grundsätze darin, 
zur störungsfreien Erfüllung der politischen, Öko¬ 
nomischen , militärischen, wissenschaftlichen, 
technischen, technologischen u. a. Aufgaben bei¬ 
zutragen sowie Schäden zu verhindern und einen 
spezifischen Anteil bei der Abwehr von Angriffen 
des Gegners auf die sozialistische Gesellschaft 
zu leisten. 

In allen Staatsorganen und Betrieben gilt es daher, 
die rechtlichen Bestimmungen des Geheimnisschutzes 
konsequent durchzusetzen. Dafür tragen die Leiter 
aller Ebenen und die Geheimnisträger eine beson¬ 
dere Verantwortung, denn die Staatsgeheimnisse 
sind so sicher, wie verläßlich die Geheimnisträ¬ 
ger sind. 

Im Mittelpunkt steht die politisch-ideologische 
Erziehung aller Werktätigen, vor allem der Leiter 
in den Staatsorganen und Betrieben sowie der an¬ 
deren Geheimnisträger zur revolutionären Wachsam- 
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keit und. kompromißlosen Einhaltung von Ordnung und 
Sicherheit. 

Bei den Geheimnisträgern ist die Erkenntnis ihrer 
persönlichen Verantwortung für den Schutz der 
Staatsgeheimnisse ständig auszuprägen und durchzu¬ 
setzen. Der sozialistische Staat bringt in dieser 
Forderung den Geheimnisträgern großes Vertrauen ent¬ 
gegen. 

In den Grundsätzen heißt es daher: 

Geheimnisträger sind Personen, die im Ergebnis 
einer Überprüfung ihrer Zuverlässigkeit und Eig¬ 
nung zur Geheimhaltung verpflichtet, damit zum Um¬ 
gang mit Staatsgeheimnissen berechtigt wurden und. 
Staatsgeheimnisse zur Kenntnis erhalten. Als Geheim¬ 
nisträger sind nur solche Personen zu verpflichten, 
die Kenntnisse von Staatsgeheimnissen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigen, den kader- und sicher¬ 
heitspolitischen Anforderungen entsprechen und 
charakterlich-moralisch geeignet sind. Vor der Ver¬ 
pflichtung als Geheimnisträger ist die.Zustimmung 
der zuständigen Dienststelle des MfS einzuholen." 

So ist in Zukunft rechtsverbindlich, daß vor.der 
Verpflichtung als Geheimnisträger zu jeder dieser 
Personen durch die verantwortlichen Leiter die Zu¬ 
stimmung der zuständigen Dienststelle des MfS ent¬ 
sprechend den Grundsätzen (Ziff. 4.2.) einzuholen 

Daraus resultierend haben die Leiter der Staats¬ 
organe und Betriebe Entscheidungsvorschläge an 
die zuständigen Diensteinheiten des MfS zu überge¬ 
ben* 

Die neue Anordnung zum Schutz der Staatsgeheim¬ 
nisse wird dazu festlegen, daß der Antrag auf Er¬ 
teilung der Berechtigung zum Umgang mit Staatsge¬ 
heimnissen so ausgestaltet wird, daß er gleichzei¬ 
tig als Entscheidungsvorschlag gilt. 

Er enthält die folgenden Anforderungen: 

- Personalien des als Geheimnisträger vorgesehenen 
Kaders 

. Name, Vorname 
. PKZ 
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. V/ohnans'chrift 
. Arbeitsstelle/Fachbereich 
. Tätigkeit 

. vorgesehener Verpflichtungsgrad 
. Reise-/Auslandskader 
. Parteizugehörigkeit 

- Begründung der Notwendigkeit zur Bestätigung als 
Geheimnisträger (Funktion und Aufgabe lt. Ge¬ 
heimnisträgernomenklatur bzw. aus aktuellem Er¬ 
fordernis - der zu lösenden Aufgaben - Thema, 
Vorhaben u. ä.) 

- Einschätzung der Bereitschaft zur Wahrnehmung 
der Pflichten als Geheimnisträger, der voraus¬ 
sichtlichen Zuverlässigkeit und fachlichen 
Eignung 

- Einschätzung der kaderpolitischen Eignung 
. politische Grundhaltung 

. gesellschaftliche Aktivitäten im Arbeits-, 

Wohn- und Freizeitbereich 
. Kontakte und Beziehungen ins NSA und Haltung 
des Kaders zu diesen Kontakten und Beziehungen 
. seine Bereitschaft, diese so zu gestalten, daß 
sie der Pflicht zur Geheimhaltung nicht zuwider¬ 
laufen oder bei Notwendigkeit zu beenden 

- Beurteilung der charakterlichen und moralischen 
Eigenschaften. 

Der Entscheidungsvorschlag ist somit die Grund¬ 
lage für die sicherheitspolitische Überprüfung 
im Klärungsprozeß der Frage "Wer ist wer?”. 

Ausgehend von den bisherigen Erkenntnissen im Be- 
stätigungsverf ahren zu Reise- und Auslandskadern 
und Geheimnisträgern wird deutlich, daß die Qua¬ 
lität dieses Entscheidungsvorschlages im ent¬ 
scheidenden Maße mitbestimmt, wie der nach wie vor 
gültige Differenzierungsgrunasatz bei den Sicher¬ 
heitsüberprüfungen gern, der Richtlinie Nr. 1/82 
wahrgenommen und wie effektiv die Sicherheitsüber¬ 
prüfung durchgeführt werden kann. 

Laut dem Beschluß über die Grundsätze soll durch 
die Konzentration der staatlichen Maßnahmen auf die 
für die DDR bedeutsamen geheimzuhaltenden Informa- 
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Anordnung zum Schutz der Staatsgeheimnisse ausge- 
wiesen. 

Berechtigt zur Befürwortung von Entscheidungsvor- 
3chlägen sind: 

“ ^ d ?a+P-r Leiter der anderen zentralen 

ftLSrlS; die ^ Vor sitz enden der Räte der 
Bezirke 

- die Minister, ^ t ^vSSSr^^*“- 
f ’ d« lezirke Sorte iSre Stellvertre- 

fe? die 6 Generaldirektoren der Kombinate 

' die Sen Genannten und Leiter in den Staatsor- 
ganen und Betrieben 

■ s rSs 2 SS:ri:, 

einzubeziehen und ?• ® letzten Wiederholungs- 

‘° 1 f^ + i!Ä 1 SerVoSoLnnissen, Hinweisen 
einS rphei^!ist?äger oder auftretenden Veränderun- 
zum Gehe ^^t^?®risch zuständigen Leiter Vorzü¬ 
gen vom ^^^P^orean zu übergeben. Sie dienen 
nehmen und dem A^fahl der Geheimnisträger auf 

erf orderlichen Stand gehalten wird. 

Die Wiederholungseinschätzungen haben zu beinhal- 

ten: 

- Notwendigkeit des weiteren Einsatzes als Geheim¬ 
nisträger 

- Umfang, Inhalt und Bedeutung der zur Kenntnis 
erhaltenen Staatsgeheimnisse 

_ Bewertung des verpflichtungsgemäßen Verhaltens 

- politisch-ideologische Entwicklung und gesell- 
schaftliche Aktivität 
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aufzuklären. Bereits im operativen Kontrollprozeß 
sind solche Risikofaktoren und ihre mögliche Wir- 
kSg zu kläret wenn möglich auszuschließen oder 
in operative Bearbeitung zu nehmen. 

Auch hiermit wird durch die politisch-operative Ar¬ 
beit , vor allem den zielgerichteten IM/GMS-Exneatz, 
ein entscheidender Beitrag geleistet, um den Miß-^ 
brauch von Geheimnisträgern sowie den Abfluß geheim- 
zuhaltender Informationen an den Klassengegner vor- 
beugend zu verhindern. 


4.2. Orientierende Hinweise zum Schutz von Infor- 
4 mationen, die nicht Staatsgeheimnisse sind 


Die Leiter der Staatsorgane und Betriebe werden lt. 
Beschlußpunht 6 über die Grundsätze für die Gewahr- 
leistung P von Ordnung und Sicherheit im Umgang mit 
Informationen , die nicht Staatsgeheimnisse sind, 
verantwortlich gemacht. 

Der Wesfall der Geheimnisart Dienstgeheimnisse er¬ 
fordert* von den Staatsorganen und Betrieben den 
Umgang mit Dienstsachen (Informationen, die nich 
Staatsgeheimnisse sind) so zu gestalten, daß auch 
künftig ihr Schutz vor Mißbrauch, Verlust, Beschä¬ 
digung oder unbefugter Offenbarung bzw. Kenntni 
nähme gewährleistet wird. 

Unter Dienstsachen sind Informationen zu verstehen, 
die nicht Staatsgeheimnisse sind, sich im Bestand 
rip-r> Staatsorgane und Betriebe befinden und der Er¬ 
füllung ihrer Aufgaben dienen oder sich uuf ihre 
Tätigkeit beziehen. Sie werden zwischen den Staats¬ 
organen und Betrieben transportiert oder übermit¬ 
telt. 

Dienstsachen sind im Verkehr zwischen den Staats¬ 
organen und Betrieben beim Ein- und Ausgang zu re¬ 
gistrieren. Über Bie ist ein ständiger Überblick_ 
nach vorgegebenen Ordnungsprinzipien zu gewährlei¬ 
sten. Solche können z. B. sein: 


- Aktenplan 
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- Postaus- und. -eingangsnachweia 

- Empfängernachweis 

- Registriervermerk oder Tagebuchnummer 

- Bearbeitungsvermerk, wie Exemplarnummer, Gültig¬ 
keitsdauer, Kenntnisnahmeberechtigung, Vernich¬ 
tungstermin oder -Vorbehalt 

- Aufbewahrung in verschlossenen Räumen und Behält¬ 
nissen nach Arbeits- oder Dienstschluß 

Den Leitern der Staatsorgane und Betriebe ist das 
Recht eingeräumt, zu ausgewählten Dienstsachen ge- 
sonderte Schutzmaßnahmen zu treffen. Die Veroffent- 
lichung von Dienstsachen ist genehmigungspflichtig* 

Aus politisch-operativer Sicht ist der § 99 .StGB 
für den Schutz der DienstSachen von Bedeutung. _ 
Dieser schützt Informationen, die nicht der Geheim¬ 
haltung unterliegen, aber bei Preisgabe an -feind¬ 
liche Stellen oder Personen (im Sinne von 4 97 
StGB) geeignet sind, Nachteile für die Interessen 
der DDR herbeizuführen. Sie können sich auf alle 
gesellschaftlichen Bereiche beziehen. 

Weitere Beziehungen zum Schutz dieser Informationen 
bestehen im § 20 ZGB, in welchem die ausdrückliche 
Pflicht aller Bürger und Betriebe zum Schutz des 
sozialistischen Eigentums festgeschrieben ist. 

Im § 324 ZGB ist diese Pflicht weiter konkreti¬ 
siert, danach haben sich Bürger und Betriebe so 
zu verhalten, daß dem sozialistischen Eigentum 
kein Schaden entsteht. 

Jeder Bürger hat in seinem gesamten Verhalten 
Rücksicht auf gesellschaftliche Belange zu nehmen 
und mit dazu beizutragen, daß sie nicht geschä¬ 
digt werden. 

Zur Anwendung kommen können auch die Bestimmungen 
des ZGB über die Pflicht zur Abgabe von gefundenen 
Sachen gemäß § 358. Danach sind Finder von verlo¬ 
rengegangenen dienstlichen Unterlagen verpflichtet, 
diese bei der ausstellenden Dienststelle oder Ein¬ 
richtung oder bei der nächsten Dienststelle der 
Volkspolizei abzugeben. Bis zur Abgabe dieser 
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dienstlichen Unterlagen, die auch schriftliche 
geheimzuhaltende Informationen sein können* ist der 
Finder gern* Abs. 4 der genannten Bestimmung ver¬ 
pflichtet, diese zu verwahren und vor Beschädigung 
sowie Verlust zu schützen. Verletzt er hierbei vor¬ 
sätzlich oder grob fahrlässig seine Pflichten, hat 
er den entstandenen Schaden zu ersetzen. Finder 
von schriftlich festgehaltenen Geheimnissen können 
auch Personen sein, die in keiner Vertragsbeziehung, 
d. h. in keinem Arbeitsverhältnis zu dem ausstellen¬ 
den Betrieb oder der Einrichtung stehen. 

Für Werktätige, die ein Arbeitsverhältnis mit 
diesem Betrieb oder dieser Einrichtung haben, ist 
es eine Arbeitspflicht gern. § 80 (1) AGB, diese 
dienstlichen Unterlagen zurückzugeben. In diesen 
Fällen der Pflichtverletzung kommen dann die ar¬ 
beitsrechtlichen Bestimmungen zur disziplinarischen 
und/oder materiellen Verantwortung zur Anwendung. 


4 . 3 . Die Bedeutsamkeit der Grundsätze und der 
Regelungen zum Geheimnisschutz in der 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
im RGW 


Die Grundsätze (Ziff. 3*5*, 4*4», 5*3*2. ) und die 
"Ordnung zur Gewährleistung des Geheimnisschutzes 
bei der Durchführung der wissenschaftlich-techni¬ 
schen Zusammenarbeit der Mitgliedsländer des RGW" 
enthalten verbindliche Regelungen für den Schutz 
von Staatsgeheimnissen in der bi- und multilatera¬ 
len Zusammenarbeit. 

Das Exekutivkomitee des RGW hat am 1. 4* 87 diese 
Ordnung bestätigt. Sie war vor allem aus folgenden 
Gründen erforderlich: 

- Das RGW-Komplexprogramm als auch die zweiseitigen 
langfristigen Programme der Zusammenarbeit bis 
zum Jahr 2000 enthalten bedeutsame Themen und 
Aufgaben, insbesondere neue Entwicklungen, die 
zu Weltspitzenleistungen führen und als Staats¬ 
geheimnisse zu schützen sind. 
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- Auf der Grundlage dea Abkommens zwischen der DDR 
und der UdSSR über die Direktbeziehungen und zur 
Bildung gemeinsamer Spezialistenkollektive wird 
es in Realisierung der dazu vorhandenen inner¬ 
staatlichen Regelungen zu solchen neuen Formen 
der Zusammenarbeit, wie 

. Direktbeziehungen zwischen Kombinaten, Betrie¬ 
ben und Einrichtungen der DDR und Vereinigungen, 
Betriebenund Organisationen der UdSSR kommen 
bzw. werden sich diese weiter vertiefen sowie 

. der Bildung und Tätigkeit gemeinsamer Kollek¬ 
tive von Spezialisten der DDR und der UdSSR. 

- Außerdem sind die Folgen der Verschärfung <les 
Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt zu beachten. 

In dieser Auseinandersetzung mit dem Imperialis¬ 
mus sind zur weiteren Stärkung der Ökonomischen 
Kraft des Sozialismus die Interessen jedes ein¬ 
zelnen Landes noch besser mit den Gesamtinter¬ 
essen der sozialistischen Gemeinschaft in Über¬ 
einstimmung zu bringen und auch koordinierte und 
einheitliche Maßnahmen zur Gewährleistung des 
Geheimnisschutzes featzulegen. 

Pur die RGW-Organe sind dea weiteren verbindlich 
n • p np-pivndsä“tze für die Gewährleistung der Geheim- 
SaltuSHnd« ArSSlt der Organe des RGW” (Beschluß 
der 16? Tagung des Exekutivkomitees des RGW vom 
2 2. 1965) und die "Hauptanforderungen an die Ein¬ 

stufung der Beschlüsse der -RGW-Organe als Geheim¬ 
nisse^ (Be Schluß der 35. Tagung des Exekutivkomi¬ 
tees des RGW vom 18. 7. 1968). 

heimzuhaltende Aufgaben zu lösen ^Jen^anzuwenden. 

Geheimhaltunf 6 sowohl bei den koordinierten und den 
kooperierten als auch bei den gemeinsamen F° r “ 

achungs- und Entwicklungsarbeiten mit VVS- und 

nvq Phnrakter aus. Die Zeitdauer der Geheimhaltung 
?.?£££“ su iSsstlmmsn urd verbindlich festsu- 

legen. 

Veröffentlichungen über den Vertragsgegenstand bzw. 
die Übergabe der Ergebnisse an Dritte dürfen nur 
im gegenseitigen Einvernehmen erfolgen. 
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Grundlage des politisch-operativen Schutzprozesses 
ist immer die konkrete Bestimmung derjenigen Themen 
und Aufgaben, die als WS bzw* GVS einzustufen sind. 
Entsprechend der Ordnung haben die Partnereinrich¬ 
tungen die Verzeichnisse (Nomenklatur) der Staats¬ 
geheimnisse zu erarbeiten und miteinander abzustim¬ 
men. 

Wichtig ist dabei, zu den zu schützenden Vorhaben 
die Interessenübereinstimmung aller beteiligten 
Einrichtungen herbeizuführen. Auf der Grundlage der 
erzielten Übereinstimmung ist der Geheimnisschutz 
entsprechend den nationalen Rechtsvorschriften zu 
organisieren und durchgängig zu gewährleisten. 

Die Ordnung regelt weiter die Begrenzung des einzu¬ 
beziehenden Personenkreises. So ist festgelegt, daß 
nur die Geheimnisträger über geheimzuhaltende Inhal¬ 
te der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
Kenntnis erhalten dürfen, die selbst an der Proble¬ 
matik arbeiten. 

Unter geheimzuhaltenden Gegenständen werden^z. B. 
verstanden komplette Anlagen, Aggregate, Blöcke, 
Baugruppen, Maschinen, Geräte, Fertigerzeugnisse, 
Materialien und Stoffe, Halbfabrikate, chemische 
Produkte, Rohstoffe usw. Geheimzuhaltende Dokumente 
können Berichte, Dissertationen, Projekte, tech¬ 
nische Dokumentationen, Informationsträger u. a. 
sein. 

Die geheimzuhaltenden Gegenstände und Dokumente 
sind in Abkommen, Verträgen, Protokollen usw. fest- 
zulegen. In diesem Zusammenhang wird für die 
Staatsorgane und Betriebe sowie die Diensteinheiten 
des MfS die Festlegung zum Punkt 6 der Ordnung be¬ 
deutsam. Dort heißt es: 

Die "Organe und Einrichtungen", die die wissen¬ 
schaftlich-technische Zusammenarbeit zu GVS- und 
WS-Problemen, Themen und Aufgaben realisieren, 
teilen in der Regel spätestens 15 Tage vor der 
Ausreise der "Personen" eines Landes in ein anderes 
Land über die bestehenden Nachrichtenkanäle deren 
Familien- und Vornamen, die Bezeichnung des die 
genannten Personen entsendenden zentralen Organs 
sowie die Nummern der Probleme, Themen und Aufga¬ 
ben mit, an denen sie arbeiten werden und zu wel¬ 
chen Abkommen die Bearbeitung dieser Probleme, 
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Themen und Aufgaben vorgesehen ist. 

Grundlage für die Zulassung der "Personen" zur 
Arbeit mit GVS- und WS-Dokumenten und Gegenstän¬ 
den im "Organ bzw. der Einrichtung" des anderen 
Mitgliedslandes des RGW sind die genannten Mittei¬ 
lungen über die "Personen". 

Damit wird die Verfahrensweise zur Zulassung von 
Spezialisten eines anderen-Mitgliedslandes zur 
Mitarbeit an geheimzuhaltenden Inhalten geregelt. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, daß die ope¬ 
rativen Diensteinheiten auf der Grundlage der ge- 
genwärtig abzuschließenden Vertrag© Übersichten zu 
den aus dieser zwei- und mehrseitigen Zusammenar¬ 
beit erwachsenden geheimzuhaltenden Aufgaben, The¬ 
men, Prozesse und Informationen erstellen. 

Zur Zeit sind vier Vertragsarten möglich: 

- Vertrag über die Durchführung kooperierter For¬ 
schungsarbeiten, 

- Vertrag über die Durchführung von Forschungs-, 
Entwicklungs- und Versuchsarbeiten als Auftrag, 

- Vertrag über die Lieferung von Versuchsmustern 
der Forschung und Entwicklung, 

- Musterlizenzvertrag. 

Davon ausgehend sind zu den daran beteiligten Be¬ 
trieben, Kombinaten und Einrichtungen Objektanaly¬ 
sen gemäß den inhaltlichen Anforderungen_der DA 
Nr. o/85 zu erarbeiten. Durch die operativen Dienst- 
einheiten ist stets eine aktuelle Übersicht mit 
Erkenntnissen aus der "Wer ist wer?"-Aufklärung zu 
den beteiligten Geheimnisträgern zu führen, vor 
allem wenn sie gleichzeitig Entscheidungs- und Ver¬ 
handlungsbefugnisse haben, Reisekader, Dolmetscher, 
Servicepersonal u. ä* sind, um auch hier effektiv 
und arbeitsteilig den Schutzprozeß zu koordinieren. 

Das bedingt natürlich auch den Einsatz qualifizier¬ 
ter OibE und IM an entscheidenden Stellen sowie 
eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit den haupt¬ 
amtlichen Kräften des Geheimnisschutzes. In dieser 
Hinsicht ist das Zulassungsverfahren operativ zu 
unterstützen. 
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Die Leiter'der Staatsorgane und Betriebe haben 
diese Mitteilungen bzw. Zulassungsberechtigungen 
den Leitern der zuständigen Dienststellen des MfS 
zur Kenntnis zu geben. Liegen diese Mitteilungen 
zur Person, zum entsendenden Organ, zur Aufgabe 
und zum entsprechenden Abkommen, auf dessen Grund¬ 
lage die wissenschaftlich-technischen Arbeiten 
durchgeführt werden, nicht vor, dürfen den auslän¬ 
dischen Personen keine Staatsgeheimnisse offenbart 
werden. 

Hiermit werden vorbeugend Maßnahmen getroffen, um 
den Inhalt der Arbeiten an der GVS- und WS-Thema- 
tik vor anderen Personen geheimzuhalten, die keine 
Beziehung und keine Zulassung zu diesen Arbeiten 
haben. 

Mit diesen Regelungen dokumentiert die.Ordnung 
ebenso wie die Grundsätze (Präambel, Ziff.^4*2.)^ 
die ausschlaggebende Rolle der Geheimnisträger für 
den wirksamen Schutz der Staatsgeheimnisse. Neu 
gestaltet sich der Inhalt zu Belehrungen von Ge¬ 
heimnisträgern nach den Punkten 7 und 8 der Ord¬ 
nung, welche aussagen: 

Punkt 7: "Bei der Arbeit mit GVS- und WS-Dokumen¬ 
ten \ma Gegenständen , die von den "Organen und 
Einrichtungen" des Aufenthaltslandes erhalten wur¬ 
den, müssen die sich auf der Dienstreise befindli¬ 
chen "Personen" die Regeln für den Umgang mit^sol¬ 
chen Gegenständen und Dokumenten einhalten, die im 
Aufenthaltsland gelten." 

Punkt '8: "Die »Personen* des anderen Landes _ sind 
über die wichtigsten im Aufenthaltsland geltenden 
Anforderungen zur Gewährleistung des Geheimnis¬ 
schutzes bei der Durchführung gemeinsamer Arbeiten 
mit GVS- und WS-Dokumenten und Gegenständen zu 
belehren." 

In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf zu ver¬ 
weisen, daß bei einem möglichen Einsatz von Dol¬ 
metschern, Betreuern und Servicekraften, die Bür¬ 
ger anderer sozialistischer Staaten sind, ihren 
ständigen Wohnsitz langjährig auf dem Territorium 
der DDR haben, die Regelungen der Grundsätze 
(Ziff. 4*5.) volle Anwendung finden. 
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Hinweise für die S eminarist isehe Beratu ng 


Mit der konsequenten 

äs§;.äS-Ä ir 

des MfS bei der weiteren Qualifizierung uej. P 

tisch-operativen Arbeit. 

Auf der Grundlage deevorliegenden^Schulungsmate- 

rials S ^o li Ss^h-operativen Lage im 

?^Ä^SIrÄe h PO aä^ben- "und kollektivbe- 

zogen zu behendeln* 
vom 15» 1^ 987 

Hinweise 

Dabei sind vor allem die g^gantwortli^bkeiten 

Standpunkte hinsichtlich der ver staatsgehe im- 

und Verfahrensweisen zum Sctautj^ die nicht 

nisse und dem Schutz von szuarbe iten. 

Staatsgeheimnisse > ^ a ffen werden, daß die 

Es muß Klarheit darüber geschsri^ staatsgeh eim- 

Neubewertung und Neueins^uf | andes ^ staats- 

OeheiMtletrSger 

führt. 

2. Zur weiteren ^/l^de^Genopsen 

anweisungen Nr. 6/85 Grundsätzen ergeben¬ 

den^ Aitf gaben* für 6 die° Dieneteinheit abzuleiten. 

Hinweis» 

Dabai aind ^la festgalegen Abatinmuns^und^u- 
stimmungspflichten des ±tQTn der Staatsorgane 

Zusammenwirkens mit den L t gesamtstaatlichen 
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1 Erläuterung der Rolle und Bedeutung der Nomen- 
äiatSS fSritaatsgeheimnisse sowie vorgegebener 
Nomenklaturpositionen für die analytische Arbeit 
zur Bestimmung und Präzisierung der Schwerpunkt¬ 
bereiche und Schwerpunkte zum Schutz der Staats¬ 
geheimnisse im eigenen Verantwortungsbereich. 



